Resolution 1

Antrag der nationalen Geschäftsleitung

Unia setzt auf „fair work“ in China

Die Globalisierung der Wirtschaft ist alltagtägliche Realität, ohne dass dies direkt spürbar ist. Wer denkt im Laden beim Kauf eines Mobiltelefons oder eines Spielzeugs schon daran, dass China heute weltweit der wichtigste Produktionsstandort für derartige Dinge ist? In China werden von den weltweit hergestellten Produkten gefertigt:
80 % der Spielzeuge
80 % der Textilien
75 % der Uhren und Wecker
70 % der Mobiltelefone
60 % des Penizillins
50 % der Video- und Fotokameras
Immer mehr Schweizer Firmen werden in China aktiv, ob sie nun die Produktion nach China verlagern, um Kosten zu sparen oder auf dem schier unbegrenzten chinesischen Markt aktiv werden. Dies ist der Hintergrund, vor dem die Regierungen Chinas und der Schweiz ein Freihandelsabkommen aushandeln. Dabei geht es um wirtschaftliche Interessen - Menschenrechte und Arbeitsbedingungen sind bestenfalls eine Fussnote wert.
China geht uns alle an
Die Gewerkschaften haben sich in den letzten Jahren in der Schweiz erfolgreich für den Schutz von Löhnen und Arbeitsbedingungen in der Schweiz eingesetzt, die Ausweitung von Gesamtarbeitsverträgen erreicht und flankierende Massnahmen zur Personenfreizügigkeit erkämpft. Die Verlagerung von Teilen der Produktion durch Schweizer Firmen macht deutlich, dass der Schutz der Arbeitsbedingungen in der Schweiz immer stärker abhängig ist vom Niveau der Arbeitsbedingungen in anderen Ländern - zum Beispiel - in China.
Die Arbeitsbedingungen in China gehen uns alle an:
· wenn Schweizer Uhren-Firmen, ABB, Schindler oder die Ammann Gruppe von Bundesrat Johann Schneider-Ammann Produktionsstandorte in China aufbauen:

· wenn Schweizer multinationale Konzerne sich entweder auf den wachsenden chinesischen Markt einkaufen (z.B.Holcim, mit einem der grössten Zementwerke weltweit und dann die eigenen Standorte mit „Re-Importen“ zu konkurrenzieren drohen)

· oder wenn Schweizer multinationale Unternehmen nach und nach ihre „Werkbank“ nach China verlagern (z.B. Rieter)

· wenn in der Migros und Coop günstige Produkte aus China angeboten werden;

· wenn Novartis in Shanghai ein riesiges Forschungszentrum aufbaut;

· wenn das i-Phone oder die Sportkleider in China gefertigt wurden.

Dass die Schweizerische Aussenpolitik einseitig von den Wirtschaftsinteressen gesteuert wird, wurde wieder einmal in den letzten Monaten bei den Verhandlungen Über ein Freihandelsabkommen zwischen der Schweiz und China deutlich. Bundesrat Schneider-Ammann reiste mit einer grossen Wirtschaftsdelegation nach China. Vertreter von Gewerkschäften oder Menschenrechtsorganisationen hatten in dieser Delegation keinen Platz. Zu heikel ist die Diskussion über Menschenrechte für den Bundesrat.
Arbeitsbedingungen und Menschenrechte - zum Beispiel - in China gehören zu den Rahmenbedingungen der Aussen- und Wirtschaftspolitik. Dabei geht es keineswegs - wie oft fälschlicherweise angenommen wird - nur um die schlimmsten Formen von Menschenrechtsverletzungen, wie etwa willkürliche Hinrichtungen, Folter und politische Verfolgung. Die Menschenrechte sind von den Vereinten Nationen umfassender formuliert und verlangen schon in der Erklärung der Menschenrechte von 1948 das Recht auf eine Begrenzung der Arbeitszeit, auf eine Existenz sichernde Entlöhnung und auf soziale Sicherheit. lm sogenannten Sozialpakt, der heute als unabdingbarer Bestandteil der universellen Menschenrechte verstanden wird, haben die Vereinten Nationen diese Rechte 1966 formuliert.
Die Internationale Arbeitsorganisation (lAO) der Vereinten Nationen hat mit mehr als 180 Übereinkommen und 190 Empfehlungen zu Arbeitsnormen und sozialer Sicherheit die aIIgemein formuIierten Menschenrechte konkretisiert.
Unia setzt auf „fair work"
Was sind sozial verantwortbare Arbeitsbedingungen in einem Niedriglohnland? Gestützt auf die Abkommen der Internationalen Arbeitsorganisation IAO gelten folgende zehn Punkte für uns als Mindestforderungen:
1. Wahrung der Koalitionsfreiheit und des Rechts auf Kollektivverhandlungen
2. Verbot von Zwangsarbeit und jeglicher Form von Zwang
3. Verbot von Kinderarbeit
4. Faire. diskriminierungsfreie und gleiche Behandlung aller Beschäftigten
5. Wahrung der Würde und des Respekts gegenüber allen Beschäftigten
6. Zahlung Existenz sichernder Löhne und Einhaltung der einschlägigen Gesetze, Tarifverträge auf dem orts- und branchenüblichen Niveau
7. Einhaltung der Regeln zu Höchstarbeitszeiten
8. Arbeitssicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz müssen gewahrt sein
9. Soziale Absicherung der Beschäftigten
10. Wahrnehmung sonstiger Pflichten durch den Arbeitgeber (schriftlicher Arbeitsvertrag, Förderung von Aus- und Weiterbildung usw.)

Unia verlangt von Schweizer Firmen die Respektierung dieser  „fair work" Anforderungen und fordert den Bundesrat auf, deren Einhaltung als Rahmenbedingung der Aussen- und Wirtschaftspolitik zu integrieren.

Unia-Basiskampagne für „Decent Work" (anständige Arbeit) in China
„Solidarität globalisieren" ist ein wichtiger Fixstern für die Gewerkschaft Unia und ihre Vertrauensleute. Das Thema „Decent Work" wird ein wichtiger Teil des Engagements der Unia in den nächsten Jahren. Konkrete Ziele dieses Engagements sind:
· Verankerung von „Sozialklauseln" und Verpflichtungen betreffs „Decent Work" in den noch auszuhandelnden bilateralen Freihandelsabkommen Schweiz-China

· Verankerung entsprechender Regeln zu „Decent Work" in den Gesamtarbeitsverträgen von Branchen und Unternehmungen. Hier bedarf es fester Regeln zur Einhaltung der entsprechenden Klauseln bei den Filialen und Lieferanten, die in China und sonstigen Entwicklungsländern tätig sind.

· Vereinbarung Internationaler Rahmenabkommen (lRA/lFA) mit den in China tätigen multinationalen Konzernen. ln diesen lRAs ist die Einhaltung oben genannter Grundsätze, sowie ein Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten im Falle der Verletzung dieser Regeln verbindlich nieder zu legen.

Zu diesem Zweck führt die Unia eine neue Basis-Solidaritätskampagne „Decent Work in China" mit folgenden Kernelementen durch:
· Breite Denunzierungskampagne bezüglich der Arbeitsbedingungen und Menschenrechts-Verletzungen am Arbeitsplatz in China und die Rolle von Schweizer Firmen, die dort tätig sind.
· Vernetzung mit Solidaritätsgruppen und Aktivisten, die sich für verbesserte Arbeitsbedingungen in China engagieren, sowie mit dort vorhandenen betrieblichen Personalvertretungen
· Unterstützung gewerkschaftlicher und sozialpartnerschaftlicher Kooperationsprojekte mit bilateralem oder multilateralem Charakter
· Unterstützung beim Aufbau von Basisgruppen in den Regionen und Zusammenarbeit mit Solidar Suisse und anderen Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die sich für die Einhaltung der Sozial-, Menschen- und Arbeitnehmerrechte in China einsetzen.
Unia Schweiz. Kongress 29.11.2012.
Unia Schweiz > Resolution . Arbeitsbedingungen. China. Unia-Kongress 29.11.2012.
